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A. Zum Gesetz insgesamt: 

Die aktuelle Reformoffensive zur Modernisierung des öffentlichen Dienstes in Nordrhein-

Westfalen bewegt die Gemüter der Beamt*innen tief und zeichnet ein Bild, das von deutli-

chen Gegensätzen geprägt ist. Die Landesregierung hat ein weitreichendes Gesetzespaket 

auf den Weg gebracht, das den Spagat zwischen moderner Arbeitswelt und haushalteri-

scher Disziplin wagen soll. Auf der einen Seite stehen unbestreitbare Fortschritte, die als 

lang ersehnte Lichtblicke gefeiert werden. Die Einführung eines eigenständigen Altersgelds 

gilt als echter Meilenstein, da sie Beamt*innen beim freiwilligen Ausscheiden aus dem 

Dienst finanzielle Sicherheit bietet und den Verlust von Pensionsansprüchen durch eine 

mangelhafte gesetzliche Nachversicherung verhindert. Dabei muss man sicherlich beden-

ken, dass dies auch eine Durchbrechung des hergebrachten Grundsatzes des Lebenszeit-

prinzipes ist. 

Flankiert werden diese Schritte von spürbaren Signalen der Wertschätzung für den Dauer-

dienst und der massiven Aufstockung des Nachtdienstes zu ungünstigen Zeiten auf fünf 

Euro pro Stunde.  

Die gesetzliche Verankerung des Jobrad-Leasings sowie neue Konzepte für Co-Working 

und Shared Working erfolgen parallel oder sind bereits in Umsetzung.  

Als Gewinn gilt die deutliche Ausweitung von sechs bis zwanzig Uhr, der den Beamt*innen 

eine wesentlich flexiblere Gestaltung ihres Alltags ermöglicht und die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf stärkt.  

Als herber Rückschlag wird insbesondere in Bereichen, in denen in Wechselschicht ohne 

Nachschichten gearbeitet wird, wie z. B. im kommunalen Ordnungsdienst von kleinen und 

mittleren Kommunen, die komplette Streichung der bewährten Wechselschichtzulage ge-

wertet.  

Die Argumentation, dass die Erhöhung des Nachtdienstes diesen Verlust auffängt, geht an 

der Realität vieler Betroffener vorbei. Wer extrem viele Schichten im Wechsel, aber prozen-

tual wenig reine Nachtarbeit leistet – wie etwa im wöchentlichen Wechsel zwischen Früh- 

und Spätschicht im Ordnungsdienst –, steht am Ende des Monats mit einem spürbaren fi-

nanziellen Minus da, während im klassischen 24-Stunden-Dienst der Feuerwehr mit hohem 

Nachtanteil ein deutliches Plus entstehen kann.  

Zudem gehen die Modernisierungen, wie das Arbeiten im Co-Working-Space, an der Le-

bensrealität der Feuerwehren vorbei, da Wachtdienst und Einsatzbereitschaft an feste 

Standorte gebunden sind.  

Ein zentrales und zukunftsweisendes Kernstück der Reform, das völlig neue Perspektiven 

eröffnet, ist das neu eingeführte Lebensarbeitszeitkonto. Nimmt man die anfänglichen bü-

rokratischen Bedenken beiseite, fungiert dieses Modell, um vorzeitig in den Ruhestand zu 

gehen. Die vorzeitige Verwendung des Zeitguthabens steht leider unter dem Vorbehalt, 

dass dienstliche Gründe nicht entgehen stehen. Hier fordert die komba gewerkschaft nrw, 

dass der Antrag nur bei zwingenden dienstlichen Gründen abgelehnt werden kann.  
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 Da die reguläre 41. Wochenstunde nicht mehr einfach verfällt, sondern eins zu eins auf 

dem persönlichen Konto gutgeschrieben wird, sammelt sich über die Jahre ein beachtli-

ches Zeitguthaben an. Geht man von einem durchschnittlichen Dienstjahr mit 40 Arbeits-

wochen aus, verfügt eine Vollzeitkraft nach fünf Jahren bereits über 200 Stunden, was 

etwa fünf Wochen Sonderurlaub entspricht. Nach 30 Dienstjahren wächst dieses Polster 

auf 1200 Stunden an, was umgerechnet rund 29 kompletten Arbeitswochen entspricht. 

Dieses Guthaben verwandelt die geleistete Arbeitszeit in eine wertvolle Währung für per-

sönliche Freiheit und individuelle Lebensplanung. Es ermöglicht einen flexiblen Sabbati-

cal-Effekt mitten im Berufsleben für längere Auszeiten. Ebenso bietet es die Chance für ei-

nen gleitenden, deutlich früheren Übergang in den Ruhestand oder eine Reduzierung der 

Arbeitszeit im Alter ohne jegliche Gehaltseinbußen. Nicht zuletzt schafft dieses Zeitpolster 

eine unschätzbare soziale Sicherheit, um bei plötzlichen familiären Krisen oder der Pflege 

von Angehörigen flexibel reagieren zu können, ohne finanzielle Abstriche machen zu müs-

sen, weshalb das Lebensarbeitszeitkonto den öffentlichen Dienst in Nordrhein-Westfalen 

als hochattraktiven und modernen Arbeitgeber positioniert. Trotzdem muss es das Ziel 

sein, die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit insgesamt zu verringern. 

Ergänzt wird dieses komplexe Gefüge durch eine Reihe weiterer struktureller Maßnahmen, 

die weitreichende Auswirkungen auf die gesamte administrative Landschaft des Landes 

haben. Ein wesentlicher Baustein ist die signifikante Flexibilisierung des Hinzuverdienstes 

im Ruhestand. Versorgungsempfänger*innen, die ihre gesetzliche Altersgrenze erreicht ha-

ben, und bereit sind, dem Land in Zeiten des akuten Personalmangels temporär oder dau-

erhaft unter die Arme zu greifen, können künftig anrechnungsfrei hinzuverdienen. Dies 

schafft nicht nur eine wertvolle Brücke des Wissenstransfers zwischen den Generationen, 

sondern entlastet auch personell ausgedünnte Dienststellen im kommunalen Raum.  

Diese rechtlichen Justierungen greifen in die bereits vollzogene Laufbahnrechtsreform 

und das damit verbundene Konzept der Erprobungszeiten. Die pauschale Verkürzung von 

Probezeiten bei überdurchschnittlichen Leistungen macht das Beamtenrecht gerade in 

jungen Jahren attraktiver. 

Dennoch bleibt die Herausforderung bestehen, dass diese Modernisierungsschritte eine 

digitale, hochpräzise Infrastruktur voraussetzen, die in vielen Verwaltungen erst noch flä-

chendeckend etabliert werden muss.  

Zu den einzelnen Änderungen: 

Artikel 1: Änderungen des Landesbeamtengesetzes 

Zu Art. 1 Nr. 2 Zugangsvoraussetzungen zu den Laufbahnen: 

Diese Änderung des § 6 Ab. 4 Nr. 1 muss man im Zusammenhang mit dem Entwurf des Mo-

dernisierungsgesetzes der Hochschulen für den öffentlichen Dienst sehen. In dieser Verbin-

dung wird eine besorgniserregende Kehrtwende in der Ausbildung des öffentlichen Diens-

tes eingeleitet, die den bewährten Beamtenstatus auf Widerruf massiv entwertet. Denn es 

kann vom Vorbereitungsdienst abgesehen werden, wenn die*der Bewerber*in über eine 

inhaltlich den Anforderungen des Vorbereitungsdienstes entsprechende Qualifikation ver-

fügt.  
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Durch die weitreichende Öffnung der Hochschulen für nicht verbeamtete Personen und 

die Möglichkeit, Bachelor- oder Masterabschlüsse in einem bloßen öffentlich-rechtlichen 

Ausbildungsverhältnis zu erwerben, wird die Möglichkeit geschaffen, eine den Anforderun-

gen des Vorbereitungsdienstes entsprechende Qualifikation zu erwerben. Damit wird das 

Beamtenverhältnis auf Widerruf als Kernfundament der Ausbildung im Berufsbeamtentum 

ausgehöhlt.  

Anstatt auf die frühzeitige Bindung und das besondere Treueverhältnis zu setzen, wird die 

Ausbildung zu einem beliebigen, marktkonformen Studienangebot degradiert. Dies führt 

zu einer gefährlichen Zersplitterung der Ausbildungsgruppen: Wenn im selben Hörsaal Be-

amte auf Widerruf neben Studierenden ohne Status sitzen, entsteht eine „Zweiklassen-Ge-

sellschaft“, die die Identifikation mit dem Dienstherrn bereits im Keim erstickt. 

Zudem wird die Exklusivität des Zugangsweges geopfert: Der Beamtenstatus auf Widerruf 

verliert seinen Charakter als attraktives Alleinstellungsmerkmal im Wettbewerb um Ta-

lente. 

Zu Art. 1 Nr. 3 Feststellung der gesundheitlichen Eignung: 

Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw stellt diese Änderung einen zweischneidigen, aber 

in der Summe fortschrittlichen Regelungsentwurf dar. Besonders positiv wird der spürbare 

Bürokratieabbau beim Übergang vom Vorbereitungsdienst in das Beamtenverhältnis auf 

Probe bewertet. Dass auf eine erneute amtsärztliche Untersuchung verzichtet werden 

kann, wenn die Eignung vorab festgestellt wurde und keine neuen Probleme aufgetreten 

sind, nimmt den Nachwuchskräften einen enormen psychischen Druck.  

Ebenso begrüßt die komba gewerkschaft nrw die strikte Umsetzung der Rechtsprechung 

des Bundesverwaltungsgerichts im Absatz 3. Da eine Ablehnung nun an „tatsächliche An-

haltspunkte“ und eine „überwiegende Wahrscheinlichkeit“ geknüpft ist, liegt die Beweis-

last beim Dienstherrn. Der Dienstherr kann Bewerbende somit nicht mehr aufgrund bloßer 

theoretischer Risiken – wie einem leicht erhöhten Body-Mass-Index oder einer weit zurück-

liegenden, ausgeheilten Psychotherapie – pauschal ablehnen, was die Chancengleichheit 

massiv erhöht. 

Demgegenüber stehen jedoch erhebliche Bedenken bezüglich der konkreten Ausgestal-

tung und potenzieller Grauzonen. Mit großer Sorge wird die Klausel gesehen, wonach Be-

werbende ungeeignet sind, die voraussichtlich „über Jahre hinweg regelmäßig krankheits-

bedingt ausfallen“. Die komba gewerkschaft nrw warnt hier vor großen Auslegungsproble-

matiken. Ohne glasklare, transparente Kriterien droht die Gefahr, dass Menschen mit chro-

nischen, aber gut behandelbaren Erkrankungen oder zyklischen Leiden durch die Amts-

ärzt*innen willkürlich diskriminiert und „aussortiert“ werden. Zudem kritisiert die komba 

gewerkschaft nrw, dass in dem vorliegenden Text ein expliziter Verweis auf die gesetzli-

chen Privilegien für schwerbehinderte Menschen fehlt. Für diesen Personenkreis gilt recht-

lich ein deutlich kürzerer Prognosezeitraum von nur wenigen Jahren statt der Zeit bis zur 

Pensionierung, was im Gesetzestext zwingend klargestellt werden müsste.  

Schließlich bergen auch die vagen „Anhaltspunkte für gesundheitliche Beeinträchtigun-

gen“, die eine erneute Untersuchung im Probeverhältnis auslösen können, ein 
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Auslegungsproblem. Der Dienstherr darf nicht dazu verleitet werden, alltägliche Kurzer-

krankungen wie eine Grippe oder Sportverletzungen als Vorwand zu nutzen, um die Er-

leichterungen auszuhebeln. In der Praxis wird die komba gewerkschaft nrw sehr genau 

überwachen, wie elastisch diese unkonkreten Begriffe zulasten der Beamt*innen ausge-

legt werden. 

Zu Art. 1 Nr. 4 Zuständigkeit und Wirkung der Ernennung: 

Die komba gewerkschaft nrw bewertet die gesetzliche Informationspflicht bei der Begrün-

dung eines Beamtenverhältnisses grundsätzlich als einen wichtigen Schritt zu mehr Trans-

parenz und Rechtssicherheit. Da diese Regelung auf der Umsetzung der EU-

Arbeitsbedingungen-Richtlinie basiert, ist es begrüßenswert, dass nun auch angehende 

Beamt*innen direkt zu Beginn ihrer Laufbahn eine verlässliche und strukturierte Übersicht 

über ihre wesentlichen Rechte und Pflichten erhalten.  

Besonders positiv hervorgehoben wird der verpflichtende Übermittlungs- oder Empfangs-

nachweis bei digitaler Bereitstellung, da er die Beamt*innen vor nachträglichen Informati-

onsdefiziten schützt und klare Nachweise schafft.  

Die ausdrückliche Pflicht zur Aufklärung über Kernbereiche wie die Probezeit, die genaue 

Zusammensetzung der Besoldung und die Regelungen zur Arbeitszeit wird als überfällige 

Modernisierung des Dienstrechts angesehen.  

Trotz dieser grundsätzlichen Zustimmung möchte die komba gewerkschaft nrw betonen, 

dass der Verweis auf komplexe, juristische Gesetzestexte und Verordnungen für viele Be-

amtenanfänger*innen schwer verständlich ist. Es wird daher gefordert, dass die Diensther-

ren nicht nur Paragrafenketten auflisten, sondern leicht verständliche, praxisnahe Merk-

blätter bereitstellen.  

Zu Art. 1 Nr. 8 Hinausschieben des Ruhestandeintritts: 

Die komba gewerkschaft nrw bewertet eine solche Regel überwiegend positiv. Grundsätz-

lich begrüßt die Fachgewerkschaft die Schaffung flexibler Lebensarbeitszeitmodelle, da sie 

der Kernforderung nach mehr Wahlfreiheit im Alter entsprechen. Die Option, die Arbeits-

zeit im hinausgeschobenen Ruhestand auf unter die Hälfte der Vollzeit zu senken, ermög-

licht älteren Beamt*innen  einen gesundheitsschonenden und selbstbestimmten Über-

gang in den Ruhestand, während gleichzeitig ihr wertvolles Fachwissen erhalten bleibt. 

Demgegenüber steht jedoch eine erhebliche Skepsis der komba gewerkschaft nrw bezüg-

lich der praktischen Umsetzung durch die Dienstherren. Sie warnt davor, dass der unbe-

stimmte Rechtsbegriff der „zwingenden dienstlichen Gründe“ missbraucht werden 

könnte. Zudem möchte die komba gewerkschaft nrw betonen, dass das freiwillige Hinaus-

schieben des Ruhestands keinesfalls strukturelle Versäumnisse der kommunalen Perso-

nalplanung kaschieren oder den Druck auf den Nachwuchs erhöhen darf.  
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Zu Art. 1 Nr. 9 Dienstunfähigkeit, Antragsruhestand: 

Die gesetzliche Verankerung und explizite Klarstellung dieser Rechtsfolge im Beamtenge-

setz wird von der komba gewerkschaft nrw im Kern ein notwendiges Instrument zur Ver-

fahrensbeschleunigung und Rechtssicherheit gewertet.  

Zuvor war die Rechtsfolge einer Verweigerung im Landesbeamtengesetz NRW (LBG NRW) 

nicht so unmissverständlich ausformuliert wie im Bundesrecht. Gerichte mussten sich 

mühsam über den zivilrechtlichen Grundsatz der „Beweisvereitelung“ (§ 444 ZPO) behel-

fen. Die explizite Klarstellung im Gesetz wird daher als Gewinn an Rechtssicherheit gewer-

tet. Dienstvorgesetzte Stellen und betroffene Beamt*innen wissen nun sofort und ohne 

Umwege über Gerichtsurteile, welche drastische Konsequenz ein unbegründetes Nichter-

scheinen hat. 

Zu Art. 1 Nr. 10 Mitteilung von Untersuchungsbefunden: 

Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw stellt diese Regelung einen sensiblen, aber notwen-

digen Kompromiss zwischen dem Schutz der Persönlichkeitsrechte der Beamten und dem 

berechtigten Interesse des Dienstherrn an der Einsatzfähigkeit der Verwaltung dar. Die Be-

wertung der einzelnen Absätze im Detail: 

Zu Absatz 1 (Weitergabe der Ergebnisse):  

Es wird von der komba gewerkschaft nrw stets eine strenge Auslegung des Verhältnismä-

ßigkeitsgrundsatzes gefordert. Der*die Ärzt*in darf der Dienststelle nur die Informationen 

mitteilen, die für die konkrete Entscheidung (z. B. Versetzung in den Ruhestand) zwingend 

erforderlich sind. Diagnosen oder intime Details gehören nicht dazu. 

Zu Absatz 2 (Datenschutz und Personalakte): 

Die strikte Vorgabe, medizinische Daten in verschlossener Form (physisch oder digital) zu 

übermitteln und zu verwahren, wird ausdrücklich begrüßt. Dies garantiert das Datenge-

heimnis und verhindert, dass Unbefugte in der Behörde Einblick in hochsensible Gesund-

heitsdaten erhalten. Die Zweckbindung ist essenziert – die Daten dürfen ausschließlich für 

die beamtenrechtliche Entscheidung genutzt werden. 

Zu Absatz 3 (Hinweispflicht):  

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist dieser Punkt besonders wichtig. Die Fürsorgepflicht des 

Dienstherrn gebietet es, den*die Beamt*in transparent und rechtzeitig über den Zweck der 

Maßnahme zu informieren. Nur so kann der*die Betroffene seine*ihre Rechte wahren und 

gegebenenfalls durch den Personalrat oder gewerkschaftliche Rechtsberatung überprüfen 

lassen, ob die Anordnung rechtmäßig ist. 

Zu Art. 1 Nr. 12 Erscheinungsbild; Verordnungsermächtigung: 

Die komba gewerkschaft nrw betrachtet diese gesetzliche Verordnungsermächtigung mit 

einer differenzierten Haltung, die sich zwischen der Befürwortung von Rechtssicherheit 

und der Sorge vor unverhältnismäßigen Eingriffen in die Grundrechte der Beamt*innen be-

wegt. Es ist ein Kernanliegen, die Balance zwischen den Pflichten des 
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Beamtenverhältnisses und dem Schutz der Privatsphäre zu wahren. Grundsätzlich begrüßt 

die komba gewerkschaft nrw, dass der Gesetzgeber eine klare und einheitliche Rechts-

grundlage geschaffen hat.  

In der Vergangenheit führte das Fehlen präziser Regeln beim Thema Körperschmuck wie 

Tätowierungen, Piercings oder langen Bärten oft zu Rechtsunsicherheit und willkürlichen 

Einzelfallentscheidungen durch die jeweiligen Dienstherren. Eine Verordnung schafft hier 

verlässliche Rahmenbedingungen für alle Beteiligten. 

Gleichzeitig sieht die komba gewerkschaft nrw die konkreten Eingriffsbefugnisse in Absatz 

2 äußerst kritisch. Die Pflicht, nicht sofort ablegbare Merkmale dauerhaft zu verändern 

oder gar zu entfernen, berührt intensiv das allgemeine Persönlichkeitsrecht sowie das 

Recht auf körperliche Unversehrtheit der Beamt*innen. Es wird daher eine strikte Einhal-

tung des Verhältnismäßigkeitsprinzips gefordert.  

Bei der Einschränkung von religiösen oder weltanschaulichen Symbolen mahnt die komba 

gewerkschaft nrw zu höchster Sensibilität. Da Absatz 3 eine Einschränkung nur bei einer 

objektiven Beeinträchtigung der neutralen Amtsführung erlaubt, werden messbare und 

unvoreingenommene Kriterien gefordert. Es muss verhindert werden, dass subjektive Vor-

urteile von Vorgesetzten oder politische Strömungen darüber entscheiden, was im Dienst 

erlaubt ist und was nicht. Die weltanschauliche Neutralität des Staates darf nicht als Vor-

wand genutzt werden, um die Vielfalt der Beamt*innen im öffentlichen Dienst pauschal zu 

beschneiden.  

Zu Art. 1 Nr. 17 Teilzeitbeschäftigung und Urlaub aus familiären Gründen: 

Bei der unter a) geplanten Änderung handelt es sich dabei um eine Klarstellung oder re-

daktionelle Verknüpfung bestehender Gesetze. Es wird damit kein neues Recht geschaffen 

und es fallen keine bestehenden Ansprüche weg. Dies sollte in der Gesetzesbegründung 

auch klargestellt werden. 

Die komba gewerkschaft nrw vertritt hinsichtlich der Änderungen unter c) eine lösungsori-

entierte, aber im Detail sehr kritische Position zu bürokratischen Hürden.  

Dass Beamt*innen im unbezahlten Urlaub einen gesetzlichen Beihilfeanspruch behalten, 

stärkt die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Es verhindert, dass Beschäftigte während 

einer familienbedingten Beurlaubung (gemäß § 64 Landesbeamtengesetz NRW) finanziell 

durch Krankenkassenbeiträge ohne Dienstherrenanteil belastet werden.  

Die Struktur mit vier verschiedenen Ausschlussgründen macht das Beihilferecht für die Be-

troffenen sowie für die Sachbearbeitung in den kommunalen Personalämtern hochgradig 

kompliziert und fehleranfällig.  

Spezifische Bewertung der Nummer 3 (Nebentätigkeit) 

Die Nummer 3 regelt den Wegfall der Beihilfe, sobald im unbezahlten Urlaub eine geneh-

migte Nebentätigkeit (§ 50 LBG NRW) ausgeübt wird, die eine eigene Beihilfeberechtigung 

oder eine GKV-Versicherungspflicht auslöst. Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw wird 

dieser Punkt äußerst kritisch bewertet.  
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Wenn ein Hinzuverdienst sofort zum vollständigen Verlust der Beihilfe führt, entzieht das 

der Flexibilität die Grundlage. Nimmt ein*e Beamt*in im unbezahlten Urlaub eine sozial-

versicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigung an, z. B. im sozialen Bereich oder der Pflege, 

greift sofort die GKV-Versicherungspflicht (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V). Damit erlischt die Beihilfe 

komplett. Der*die Betroffene muss sich nun komplett über die GKV versichern, was bei ge-

ringem Verdienst zu einer unvorteilhaften Kosten-Nutzen-Relation führt. 

Zu Art. 1 Nr. 18 Teilzeitbeschäftigung im Blockmodell: 

Die vorliegende Neuregelung des Art. 1 Nr. 18 b) ist für Beamt*innen als negativ zu bewer-

ten, da sie die rechtlichen Hürden für eine rückwirkende Änderung der Arbeitszeit massiv 

erhöht. Der entscheidende Nachteil liegt in der Formulierung, dass ein Widerruf der Teil-

zeitbeschäftigung ein „erhebliches dienstliches Interesse“ voraussetzt. In der Praxis be-

deutet dies, dass persönliche, familiäre oder finanzielle Gründe der Beamt*innen für eine 

Genehmigung völlig unerheblich sind. Ein Antrag hat nur dann eine Chance auf Erfolg, 

wenn der Dienstherr selbst einen akuten, gravierenden und anders nicht abwendbaren 

Personalbedarf aufweist. Da es sich zudem um eine Ermessensentscheidung („kann“) han-

delt, begründet die Regelung selbst bei vorliegendem Personalmangel keinen echten 

Rechtsanspruch für die Beamt*innen. Die Klausel dient somit primär dem Schutz des 

Dienstherrn vor unvorhersehbaren Haushaltsbelastungen und schränkt die Flexibilität der 

Beamt*innen drastisch ein. 

Zu Art. 1 Nr. 21 Urlaub aus anderen Anlässen, Mandatsträgerinnen und Mandatsträ-

ger: 

Auch hier sieht die komba gewerkschaft nrw keine neue Regelung, sondern nur eine redak-

tionelle Anpassung und begriffliche Präzisierung im Rahmen der Modernisierung des Lan-

desbeamtengesetzes NRW (LBG NRW). 

Zu Art. 1 Nr. 23 Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen; Verord-

nungsermächtigung“: 

Die im Entwurf gewählte Formulierung des § 75 Abs. 1 Nr. 2 wirft erhebliche Zweifel hin-

sichtlich ihrer rechtlichen Bestimmtheit und Lückenlosigkeit auf, da sie die Gruppe der 

Witwen, Witwer und Hinterbliebenen nicht explizit als eigenständig beihilfeberechtigte 

Personen aufführt. Zwar lässt sich in der Verwaltungspraxis argumentieren, dass Hinter-

bliebene durch den Bezug von Witwen- oder Waisengeld funktionell unter den Oberbegriff 

der „Versorgungsempfänger*innen“ (Nummer 2) subsumiert werden können. Diese Sicht-

weise greift jedoch im strengen beamten- und versorgungsrechtlichen Kontext zu kurz. 

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz (LBeamtVG NRW) trennt begrifflich und systema-

tisch sehr präzise zwischen Ruhestandsbeamt*innen, die einen eigenen, primären Versor-

gungsanspruch erdient haben, und Hinterbliebenen, deren Ansprüche sich als abgeleitete 

Rechte (sogenannte Folgeberechtigung) darstellen. 

Wird dieser feine, aber wesentliche Unterschied in einem rechtlichen Regelungswerk igno-

riert, entsteht eine gefährliche Grauzone. Ohne die ausdrückliche Nennung der Hinterblie-

benen bleibt der Text auslegungsbedürftig. Dass diese Skepsis absolut berechtigt ist, zeigt 

der direkte Abgleich mit der tatsächlichen Beihilfenverordnung Nordrhein-Westfalen (BVO 



Seite 9 

NRW). Der historische und aktuelle Verordnungstext des Landes verzichtet an dieser Stelle 

bewusst auf eine bloße Pauschalisierung. In § 1 Abs. 1 Nr. 3 BVO NRW werden Witwen, Wit-

wer, hinterbliebene Lebenspartner*innen und Waisen unmissverständlich als eigene, iso-

lierte Kategorie von Beihilfeberechtigten gelistet.  

Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw wird diese Neuregelung des § 75 Abs. 3 Satz. 2 als 

ein wichtiger Schritt zur Modernisierung des Beihilferechts bewertet. Die komba gewerk-

schaft nrw fordert seit Jahren den Abbau von bürokratischen Hürden im Beihilferecht. 

Dass die Beihilfe nun „von Amts wegen“ durch digitalen Datenaustausch gewährt wird, 

nimmt den Beamt*innen eine enorme Last ab. Besonders positiv bewertet die komba ge-

werkschaft nrw den Wegfall der finanziellen Vorkasse in den Fällen, in denen die Möglich-

keit besteht. Die komba gewerkschaft nrw fordert, dass diese Möglichkeit flächendeckend 

ausgebaut wird. Gerade bei teuren Krankenhausaufenthalten oder langwierigen Behand-

lungen bedeutete das bisherige System oft eine massive wirtschaftliche Belastung oder 

gar die Notwendigkeit von Zwischenkrediten. Hier kommt der Dienstherr seiner gesetzli-

chen Fürsorgepflicht endlich zeitgemäß nach. 

Die Einführung des elektronischen Datenaustauschs wird auch als zeitgemäße Digitalisie-

rung gewürdigt. Die komba gewerkschaft nrw betont stets, dass digitale Prozesse der Ver-

waltung einen echten Mehrwert bringen müssen – sowohl für die Sachbearbeiter*innen in 

den Beihilfestellen, die entlastet werden, als auch für die Beihilfeberechtigten, die von 

schnelleren Verfahren profitieren. 

Gegenüber der geltenden Rechtslage ist die geplante Neuregelung des § 75 Abs. 10 LBG 

NRW grundsätzlich positiv zu bewerten. Der Entwurf schafft erstmals eine ausdrückliche 

gesetzliche Grundlage, um in besonderen Härtefällen durch Rechtsverordnung Zuschüsse 

zu Krankenversicherungsbeiträgen oder vergleichbaren Beiträgen zu einer Solidargemein-

schaft vorzusehen. Der Zuschuss darf nach dem Entwurf bis zu 100 Euro monatlich betra-

gen. Damit wird ein ergänzendes Entlastungsinstrument eröffnet; die konkrete Ausgestal-

tung bleibt jedoch der nachfolgenden Rechtsverordnung vorbehalten. 

Zu Art. 1 Nr. 26 Beihilfeakten, Daten zur Kranken- und Pflegeversicherung: 

Die geplante Neuregelung bringt für Beamt*innen in NRW vor allem einen stark verbesser-

ten Schutz ihrer sensiblen Gesundheitsdaten. Durch die strikte Trennung von Beihilfe- und 

Personalakte wird garantiert, dass Dienstvorgesetzte keinen Einblick in Diagnosen oder 

ärztliche Rechnungen erhalten. Als Gegenleistung führt das Land ab 2027 eine neue Mittei-

lungspflicht ein. Wer dann neu verbeamtet wird, den Dienstherrn wechselt oder in Ruhe-

stand geht, muss seine privaten Krankenversicherungsbeiträge offenlegen. Dies dient dem 

Land als statistische Datenbasis für zukünftige Reformen des Beihilfesystems. Da diese 

neuen Finanzdaten jedoch demselben strengen Datenschutz unterliegen und von der rest-

lichen Verwaltung abgeschottet werden, überwiegen für die Beamt*innen insgesamt die 

Vorteile beim Schutz der Privatsphäre. 
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Zu Art. 1 Nr. 27 Dienstliche Beurteilung, fiktive Fortschreibung und fiktive Erprobung, 

Dienstzeugnis: 

Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw stellt sich die Änderung des § 92 als ein bedeuten-

der gewerkschaftliche Erfolg dar. Positiv zu werten ist allen voran der erlangte Schutz vor 

unverschuldeten Karriere-Nachteilen für Beamt*innen in Elternzeit, Familienbeurlaubung, 

Personalratstätigkeit oder Auslandsentsendung. Ein "Karriere-Stopp" im Auswahlverfah-

ren durch das Fehlen einer aktuellen Beurteilung wird hierdurch wirksam verhindert.  

Zudem führt das Gesetz klare mathematische Mindeststandards für die fiktive Fortschrei-

bung ein, was die Vergleichsgruppen objektiviert und willkürliche Schätzungen der Dienst-

herren beendet. Auch die Anerkennung der fiktiven Erprobung für Beförderungsämter 

baut bürokratische Hürden ab und beschleunigt den Aufstieg für (teil-)freigestellte Kräfte.  

Abgerundet werden die positiven Aspekte durch die Modernisierung des Dienstzeugnisses, 

das nun einen gesetzlich verbrieften Anspruch auf Auskunft über Leistung und Befähigung 

beinhaltet und das Beamtenrecht damit an moderne, transparente Standards des Arbeits-

rechts angleicht. 

Dennoch sieht die komba gewerkschaft nrw wesentliche Einschränkungen und Hürden, 

die für die Praxis hochgradig kritisch sind. Problematisch ist die strikte zeitliche Deckelung 

der fiktiven Fortschreibung auf maximal zwei, in Ausnahmen drei Beurteilungszeiträume. 

Dies setzt insbesondere langjährige Personalräte, Schwerbehindertenvertretungen oder 

Eltern mit mehreren Kindern unter erheblichen Druck. Nach Ablauf dieser Höchstdauer 

oder beim Fehlen einer passenden Vergleichsgruppe greift unweigerlich die Notlösung, 

wonach Auswahlentscheidungen über alternative Instrumente wie Assessment-Center 

oder strukturierte Interviews erfolgen müssen. Für die betroffenen Freigestellten bedeutet 

dies unterm Strich zusätzlichen Prüfungsstress und einen massiven Nachteil gegenüber 

aktiv Dienstleistenden, die sich auf eine reguläre, aktuelle Beurteilung stützen können. 

Das absolut größte Praxisproblem offenbart sich jedoch bei den kleinen und mittleren 

Kommunen. Die gesetzliche Vorgabe, dass eine Vergleichsgruppe aus mindestens vier wei-

teren Personen bestehen muss, die nicht nur der gleichen Besoldungsgruppe und Lauf-

bahn angehören, sondern im letzten Gesamturteil auch noch exakt gleich beurteilt worden 

sein müssen, ist im kommunalen Raum völlig realitätsfern. In kleineren Gemeindeverwal-

tungen oder Kreisbehörden existiert diese mathematische Homogenität statistisch fast 

nie, da höherwertige Statusämter oft nur einfach besetzt sind und die Noten natürlicher-

weise variieren. Daraus resultiert die von der komba gewerkschaft nrw kritisierte Gefahr 

einer Zwei-Klassen-Beamtenschaft: Während Beamt*innen in großen Landesministerien 

oder Großstädten problemlos fiktiv fortgeschrieben werden, fallen kommunale Beschäf-

tigte im ländlichen Raum sofort aus dem System und werden auf die ungeliebten Ersatz-

prüfungen verwiesen. Die komba gewerkschaft nrw fordert daher vehement flexiblere Aus-

nahmeregelungen und praxisnahe Öffnungsklauseln, um diese strukturelle Benachteili-

gung zu verhindern. 
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Zu Art. 1 Nr. 28 Bekanntgabe von Entscheidungen, Dokumenten und Mitteilungen; Zu-

stellung: 

Auch wenn es eine Digitalisierungsmaßnahme ist, sieht die komba gewerkschaft nrw diese 

Regelung kritisch. Die hier beschriebene sogenannte Bekanntgabe-Fiktion führt dazu, dass 

Fristen für Widersprüche oder Klagen deutlich leichter versäumt werden können.  

Das Hauptproblem liegt darin, dass der Countdown für eine Frist automatisch am vierten 

Tag nach dem Absenden der elektronischen Benachrichtigung startet, völlig unabhängig 

davon, wann der*die Beamt*in die Nachricht tatsächlich öffnet oder liest. 

Dieses Verfahren verlagert das Risiko komplett auf die Empfängerseite und ignoriert 

menschliche sowie technische Fehlerquellen. So können Benachrichtigungen unbemerkt 

im Spam-Ordner landen, durch Serverprobleme verzögert werden oder schlicht im digita-

len Alltag untergehen. Besonders kritisch wird es bei Abwesenheiten wie Urlaub, Dienstrei-

sen oder Krankheitsphasen, in denen das private oder dienstliche Postfach nicht täglich 

überprüft wird. Da das System ein fiktives Datum als Zustellung definiert, läuft die Zeit un-

barmherzig gegen die*den Betroffene*n, selbst wenn diese*r noch gar nichts von sei-

nem*ihrem Glück oder Pech weiß. 

Als minimales Sicherheitsnetz hat der Gesetzgeber zwar verankert, dass die Behörde im 

Zweifelsfall den tatsächlichen Zugang der Benachrichtigung nachweisen muss. Auch der 

Verweis auf das Verwaltungsverfahrensgesetz sorgt dafür, dass die Fiktion bei nachweisba-

ren technischen Fehlern nicht greift und im Ernstfall ein Antrag auf Wiedereinsetzung in 

den vorigen Stand gestellt werden kann. Dennoch bleibt das Verfahren in der Praxis hoch-

gradig fehleranfällig, weshalb Absatz 3 für schwerwiegendere, rechteeinschränkende Ver-

fügungen außerhalb von Routine-Leistungsanträgen weiterhin die sichere, förmliche Zu-

stellung nach dem Landeszustellungsgesetz vorschreibt. 

 

Artikel 2:  Änderung des Landesbesoldungsgesetz: 

Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw sind die geplanten Änderungen des Besoldungs-

rechts grundsätzlich als ein längst überfälliger und positiver Schritt hin zu einer moderne-

ren, attraktiveren und entlasteten Verwaltung zu bewerten. Begrüßt wird dabei insbeson-

dere das klare Signal zur Entbürokratisierung, da das Ersetzen komplexer, verwaltungsauf-

wendiger Einzelfallprüfungen durch pauschalierte Regelungen – wie bei der Erschwernis-

zulagenverordnung – die Beamt*innen in den Personalstellen spürbar entlastet und für 

mehr Transparenz sorgt.  

Auch die Bereinigung von Praxisbarrieren, wie der Wegfall des starren Kriteriums des „akti-

ven Einsatzdienstes“ bei der Feuerwehrzulage entspricht einer langjährigen Forderung der 

komba gewerkschaft nrw.  

Die betragsmäßige Anhebung von Stellenzulagen auf das durchschnittliche Bund-Länder-

Niveau sowie die Verdopplung der Meisterzulage auf 80 Euro werden als notwendige Wert-

schätzung verbucht, um im harten Wettbewerb um qualifizierte Fachkräfte überhaupt 

noch konkurrenzfähig zu bleiben. Ebenso positiv bewertet die komba gewerkschaft nrw 
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die Ausgestaltung des Zuschlags für das freiwillige Hinausschieben des Ruhestands auf 15 

Prozent des Grundgehalts, da dies den Beamt*innen mehr persönliche Flexibilität bietet 

und gleichzeitig wertvolles Erfahrungswissen in Zeiten des demografischen Wandels in 

den Dienststellen hält.  

Trotz dieser ausdrücklichen Zustimmung zu den strukturellen Verbesserungen mahnt die 

komba gewerkschaft nrw in ihrer Gesamtbetrachtung jedoch regelmäßig an, dass reine 

Zulagenanpassungen nur an den Symptomen des akuten Personalmangels ansetzen. Aus 

gewerkschaftlicher Sicht verpuffen finanzielle Anreize, wenn die verbleibenden Beamt*in-

nen aufgrund unbesetzter Planstellen und hoher Krankenstände dauerhaft überlastet 

sind.  

Daher verknüpft die komba gewerkschaft nrw solche Reformen stets mit der Kernforde-

rung nach einer verfassungskonformen, amtsangemessenen Alimentation in allen Besol-

dungsgruppen. 

Zu Art. 2 Nr. 2 Anspruch auf Besoldung: 

Bzgl. der digitalen Übermittlung wird auf die dazu oben gemachten Kritikpunkte verwie-

sen. 

Zu Art. 2 Nr. 8 Stufen des Familienzuschlags: 

Die hier vorgenommene Änderung ist auch in Nordrhein-Westfalen rechtlich zwingend ge-

boten und beruht auf verfassungsrechtlichen Vorgaben. Der Einbau dieser Vorschrift in das 

Landesbesoldungsgesetz korrigiert eine bisherige Verfassungswidrigkeit. 

Zuvor wurden Beamt*innen in Teilzeit, die gemeinsam eine Familie gründeten, finanziell 

benachteiligt, da der kinderbezogene Familienzuschlag starr nach der Teilzeitquote des 

kindergeldberechtigten Elternteils gekürzt wurde und die Stunden des*der Partner*in un-

berücksichtigt blieben. Das Bundesverfassungsgericht hat diese Praxis als Verstoß gegen 

das Grundgesetz eingestuft, weshalb das Land NRW gesetzlich dazu verpflichtet ist, die Ar-

beitszeitanteile beider Partner zu addieren, um den Zuschlag fair zu berechnen. 

Zu Art. 2 Nr. 20 Anlage 1 Landesbesoldungsordnung A: 

Diese Ausnahmeregelung stellt eine spürbare und wichtige Verbesserung für die Einsatz-

kräfte der Feuerwehren in Nordrhein-Westfalen (NRW) dar. 

Der Wegfall dieser Obergrenze löst ein altbekanntes Problem im kommunalen feuerwehr-

technischen Dienst. Traditionell legt das Landesbesoldungsgesetz fest, dass nur ein be-

stimmter, streng limitierter Prozentsatz der Beamt*innen einer Dienststelle die höchste 

Stufe des mittleren Dienstes erreichen darf. Diese Beförderungsquote betrifft vor allem das 

Spitzenamt der Hauptbrandmeister*innen, die oft in den Besoldungsgruppen A 9 mit 

Amtszulage sind. In der Praxis führte diese starre Deckelung regelmäßig dazu, dass ver-

diente und hochgradig erfahrene Einsatzkräfte über viele Jahre hinweg auf eine Beförde-

rung warten mussten, weil schlichtweg kein quotierter Platz im Stellenplan der Stadt oder 

Gemeinde frei war. 
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Mit dem Wegfall der Oberschwelle entfällt dieser künstliche Beförderungsstau im kommu-

nalen Dienst auf einen Schlag. Für die Feuerwehrbeamt*innen bedeutet dies nicht nur eine 

schnellere finanzielle Anerkennung ihrer physisch wie psychisch fordernden Arbeit, son-

dern auch eine verlässliche und planbare berufliche Perspektive direkt vor Ort. 

Gleichzeitig profitieren die Kommunen in NRW enorm von dieser Flexibilität im Kampf ge-

gen den akuten Fachkräftemangel. Da Städte und Gemeinden ihre erfahrenen Kräfte nun 

unkomplizierter befördern und damit finanziell besserstellen können, steigt die Attraktivi-

tät des Dienstes spürbar. Dies erleichtert es den Dienstherren, qualifiziertes Personal lang-

fristig an die eigene Berufs- oder Schwerpunktfeuerwehr zu binden und der Abwanderung 

zu anderen Behörden entgegenzuwirken. 

 

Artikel 4 Änderung des Landesversorgungsgesetzes 

Zu Art. 4 Nr. 4 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbs-

ersatzeinkommen 

Die komba gewerkschaft nrw versteht unter dem Satz „Die Anrechnung entfällt nach Ab-

lauf des Monats, in dem Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte die für sie jeweils 

geltende gesetzliche Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand erreichen.“, dass für 

Beamt*innen mit einer besonderen Altersgrenze die Anrechnung von Nebenverdiensten 

dann entfällt, wenn sie ihre besondere Altersgrenze erreichen. Dies wäre für Beamt*innen 

mit einer besonderen Altersgrenze eine deutliche Verbesserung. 

 

Artikel 5: Gesetz über die Gewährung eines Altersgeldes für das Land Nordrhein-West-

falen (Landesaltersgeldgesetz – LAltGG NRW) 

Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw stellt der vorliegende Entwurf eines Landesalters-

geldgesetzes einen längst überfälligen, in seiner konkreten Ausgestaltung jedoch mangel-

haften Kompromiss dar. Wir begrüßen zwar ausdrücklich, dass das Land NRW mit der ge-

setzlichen Einführung des Altersgeldes endlich den unfairen Zwang zur gesetzlichen Nach-

versicherung beendet. Die damit geschaffene Möglichkeit, erdiente Ansprüche bei einem 

Systemwechsel flexibel zu portieren, ist ein wichtiger Meilenstein für die Modernisierung 

des Dienstrechts.  

Gleichzeitig kritisieren wir jedoch scharf, dass der Entwurf die betroffenen Kolleg*innen 

durch einseitige finanzielle Strafmechanismen spürbar abstraft und den Landesdienst als 

Arbeitgebenden unattraktiv reaktiv statt proaktiv modernisiert. Besonders inakzeptabel 

sind aus gewerkschaftlicher Sicht die vorgesehenen pauschalen Abschläge von 15 Prozent 

bei einer Dienstzeit unter zwölf Jahren sowie von 5 Prozent bei längeren Beschäftigungs-

zeiten. Der Dienstherr versucht hier, die Kosten für die Rekrutierung und die Einarbeitung 

neuer Kräfte einseitig auf dem Rücken der ausscheidenden Beamt*innen abzuladen, was 

die komba gewerkschaft nrw als unverhältnismäßig zurückweist. Die komba gewerkschaft 

nrw fordert daher nachdrücklich die vollständige Streichung dieser pauschalen 
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Strafabschläge. Eine Reduzierung der Altersvorsorge darf nicht als Instrument der Mitar-

beiterbindung missbraucht werden. 

Zudem entwertet der komplette Ausschluss des Familienzuschlags aus der Bemessungs-

grundlage der altersgeldfähigen Dienstbezüge die reale Lebensleistung von Beamt*innen 

mit Familie. Dies stellt einen gravierenden Einschnitt in die soziale Absicherung dar. Die 

komba gewerkschaft nrw fordert folglich, den Familienzuschlag analog zur regulären Be-

amtenversorgung vollumfänglich in die altersgeldfähigen Dienstbezüge einzubeziehen.  

Ein weiterer wesentlicher Schwachpunkt des Entwurfs ist das zinslose Ruhen der Ansprü-

che bis zum Erreichen der altersgeldrechtlichen Altersgrenze. Über die Jahrzehnte hinweg 

droht den Betroffenen dadurch ein massiver, schleichender Kaufkraftverlust durch die In-

flation. Die komba gewerkschaft nrw fordert hier den Einbau einer verbindlichen Dynami-

sierungsklausel, die sicherstellt, dass das ruhende Altersgeld regelmäßig an die allgemeine 

wirtschaftliche Entwicklung oder die Besoldungsanpassungen des Landes NRW angepasst 

wird. 

Schließlich betrachten wir die fünfjährige Sperrfrist bei einer erneuten Berufung in den 

Landesdienst als unnötige bürokratische Barriere, die der proklamierten Durchlässigkeit 

des Systems widerspricht. Diese Sperrfrist muss ersatzlos gestrichen werden, um echte 

Flexibilität und die Rückkehr qualifizierter Fachkräfte in den Landesdienst zu erleichtern.  

Nur durch diese grundlegenden Nachbesserungen kann verhindert werden, dass ein „Al-

tersgeld zweiter Klasse“ entsteht, und das Land NRW seiner Fürsorgepflicht als moderner 

und fairer Arbeitgeber gerecht wird. 

Zu Art. 5 § 3 Anspruch auf Altersgeld: 

Die Regelung, dass Zeiten im Beamtenverhältnis auf Widerruf (Vorbereitungsdienst/Anwär-

terzeit) sowie Ausbildungs- und Studienzeiten nicht auf die fünfjährige Wartezeit angerech-

net werden, ist nicht begründbar. Es ist eine Entwertung geleisteter Arbeit. Beamt*innen auf 

Widerruf leisten bereits während ihres Vorbereitungsdienstes vollwertige, oft belastende Ar-

beit für den Dienstherrn (z. B. im Bereich der Kommunalverwaltung oder im feuerwehrtech-

nischen Dienst). Diese Jahre bei der Mindestdienstzeit einfach auszublenden, ist nicht mög-

lich. 

Die Ruhendstellung des Altersgeldes bis zur gesetzlichen Regelaltersgrenze (67 Jahre) kon-

terkariert den Gedanken der Flexibilität. Wer mit 45 Jahren aus dem Dienst scheidet, muss 

über zwei Jahrzehnte auf die Auszahlung warten, während das Geld durch die Inflation an 

Wert verliert. 

Die "Sperre" von erneuten fünf Jahren bei einer Wiederverbeamtung ist ein reines Misstrau-

ensvotum der Dienstherren gegen die Flexibilität. Wenn man Flexibilität möchte, sollte auch 

die Rückkehr der Beamt*innen jederzeit möglich sein. 

Zu Art. 5 § 4 Verlust des Anspruchs auf Altersgeld: 

Ein*e Beamt*in, der*die ohne Versorgungsansprüche aus dem Dienstverhältnis ausschei-

det, wird zunächst prüfen, ob ihm*ihr nach diesem Gesetz ein Altersgeld zusteht. Denn dies 
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ist die bessere Variante gegenüber der früher üblichen Nachversicherung in der gesetzlichen 

Rentenversicherung. 

Allerdings fällt das Altersgeld in einigen Bundesländern unter den gleichen Bedingungen 

weg wie das Beamtenverhältnis als solches bzw. wie das Ruhegehalt. Andere Disziplinarge-

setze (z. B. Bundesdisziplinargesetz, niedersächsisches Landesdisziplinargesetz) regeln je-

weils in § 1, dass das Altersgeld disziplinarrechtlich wie ein Ruhegehalt behandelt wird. 

Eine solche Regelung soll wohl § 4 Abs. 3 S. 2 des Entwurfes des LAltGG sein. Dies ist aus 

Sicht der komba gewerkschaft nrw aber nur schwer verständlich. Es sollte eindeutiger gere-

gelt werden.  

Zu Art. 5 § 5 Altersgeldfähige Dienstbezüge: 

Die komba gewerkschaft nrw lehnt die Ausgestaltung der altersgeldfähigen Dienstbezüge in 

der vorliegenden Fassung entschieden ab und fordert eine grundlegende Nachbesserung 

bei der Berücksichtigung von Familienkomponenten. 

Die bewusste Streichung des Familienzuschlags bei der Berechnung des Altersgeldes ist ein 

soziales Fehlsignal. Das Altersgeld soll eingeführt werden, um die Mobilität und Attraktivität 

des öffentlichen Dienstes in Nordrhein-Westfalen im Wettbewerb um die besten Fachkräfte 

zu stärken. Wenn ausgerechnet Beamt*innen mit Kindern bei einem Wechsel in die Privat-

wirtschaft oder zu anderen Arbeitgebenden finanziell abgestraft werden, verfehlt das In-

strument seine moderne Lenkungswirkung. 

Die Dienstherren dürfen sich ihrer verfassungsrechtlich verankerten Fürsorgepflicht (Art. 33 

Abs. 5 GG) nicht einseitig entziehen, insbesondere wenn die Familienzuschläge für eine 

amtsangemessene Besoldung der Beamt*innen mit Familien sorgen. 

Auch wenn das Altersgeld rechtlich als Abfindung qualifiziert wird, basiert es auf der im Be-

amtenverhältnis erbrachten Lebensarbeitszeit. Den Familienzuschlag – der im regulären 

Ruhegehalt richtigerweise weitergezahlt wird – beim Altersgeld komplett zu streichen, ent-

wertet die Lebensleistung von Beamt*innen mit Familienpflichten. 

Während die komba gewerkschaft nrw ausdrücklich begrüßt, dass in Absatz 2 bei Teilzeit-

beschäftigung richtigerweise die vollen Dienstbezüge des letzten Amtes als Berechnungs-

grundlage herangezogen werden, was insbesondere Frauen vor überproportionalen Einbu-

ßen schützt, reißt der Ausschluss des Familienzuschlags an anderer Stelle eine neue Gerech-

tigkeitslücke. Beamt*innen, die Familie und Beruf im öffentlichen Dienst vereinbart haben, 

werden beim Ausscheiden schlechter gestellt als kinderlose Kolleg*innen. 

Zu Art. 5 § 7 Höhe des Altersgeldes: 

Auch wenn die Regelung schwer verständlich ist, wird dadurch sichergestellt, dass Be-

amt*innen nicht das Altersgeld anstreben, anstatt wegen Dienstunfähigkeit oder bei Errei-

chen der Antragsaltersgrenze in den vorzeitigen Ruhestand die Versorgung zu erhalten.  
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Artikel 7 Änderung der Laufbahnverordnung 

Zu Art. 7 Nr. 1 Fiktive Fortschreibung dienstlicher Beurteilungen und fiktive Erpro-

bung: 

Wie schon bei der Änderung im Landesbeamtengesetz angesprochen, begrüßt die komba 

gewerkschaft nrw es ausdrücklich, dass das Land NRW die Vorgaben der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung zur fiktiven Laufbahnnachzeichnung aufnehmen möchte. Freigestellte und 

beurlaubte Beamt*innen, beispielsweise durch Personalratstätigkeit, Elternzeit oder 

Pflege, dürfen im Rahmen der Bestenauslese keine Nachteile erleiden.  

Der Entwurf schafft hier in weiten Teilen wichtige Rechtssicherheit und Transparenz, indem 

er die Pflicht zur Dokumentation und Begründung der Vergleichsgruppen festlegt. Auch das 

vorgesehene Einspruchsrecht binnen eines Monats nach der anonymisierten Bekanntgabe 

ist ein wirksames Instrument, um die Rechte der Betroffenen zu sichern. Um dieses Recht 

jedoch effektiv nutzen zu können, fordert die komba gewerkschaft nrw eine Präzisierung 

des Informationsgehalts dieser Mitteilung. Die bloße Information über das Bestehen einer 

Gruppe reicht nicht aus; es muss für die Betroffenen nachvollziehbar sein, nach welchen ob-

jektiven Kriterien die Auswahl der Referenzpersonen erfolgte. 

Die in Absatz 2 festgelegte Mindestgröße von vier Personen für eine Vergleichsgruppe ist 

statistisch sinnvoll, da sie Kleinstgruppen und damit verbundene Verzerrungen des Leis-

tungsbildes verhindert. Dass bei Unterschreitung dieser Grenze die letzte periodische Beur-

teilung unverändert übernommen wird, schützt die Beamt*innen zwar vor unverschuldeten 

Leistungseinbrüchen, birgt jedoch ein anderes Risiko. Der Gesetzgeber muss zwingend klar-

stellen, dass den Betroffenen aus dieser pauschalen Übernahme im weiteren Beförderungs-

verfahren kein Nachteil entstehen darf. Liegt die letzte echte Beurteilung bereits Jahre zu-

rück, droht andernfalls eine faktische Beförderungssperre gegenüber aktiv Dienst leisten-

den Kolleg*innen, deren Beurteilungen sich dynamisch weiterentwickeln konnten. 

Hinsichtlich der Regelungen in Absatz 3 zur Erprobungs- und Probezeit bei Beförderungs-

ämtern bewertet die komba gewerkschaft nrw die Möglichkeit des Verzichts bei vergleich-

baren Tätigkeiten grundsätzlich positiv. Dies verhindert die Stagnation von Karrieren wäh-

rend einer Freistellung oder Beurlaubung.  

Zu Art. 7 Nr. 2 Ausbildungsaufstieg: 

Die geplante Neufassung des § 20 Absatz 1 LVO NRW begegnet aus Sicht des Leistungsprin-

zips Bedenken. Die Verengung des Zugangs durch die neue Formulierung, dass Beamt*in-

nen für den Aufstieg „in besonderer Weise in Betracht kommen“ müssen, birgt erhebliche 

Risiken für die Verwaltungspraxis. Da der Gesetzgeber diesen unbestimmten Rechtsbegriff 

nicht näher definiert, drohen erhebliche Rechtsunsicherheiten, ein hohes Willkürpotenzial 

bei der Personalauswahl und eine Zunahme von Konkurrentenklagen. Zudem verschärft 

dieses Kriterium den Druck auf das dienstliche Beurteilungswesen, was zu einer künstlichen 

Noteninflation führen dürfte. Faktisch wird der Aufstieg damit auf eine „exklusive Spitzen-

gruppe“ verengt, während die breite Masse der guten Leistungsträger strukturell demoti-

viert und vom beruflichen Fortkommen ausgeschlossen wird. Die Neuregelung droht das 
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Leistungsprinzip somit zu überdehnen und gefährdet den inneren Frieden in den Dienststel-

len. 

Zu Art. 7 Nr. 5 und 6 Masterstudium und Masterstudium mit dem Ziel der Spezialisie-

rung: 

Die komba gewerkschaft nrw bewertet die Neuregelung des § 26 Absatz 1 und 2 und des § 

27 Abs. 1 der Laufbahnverordnung NRW als einen grundsätzlich positiven Schritt zur Weiter-

entwicklung des Dienstrechts, verbindet diese Zustimmung jedoch mit deutlicher Kritik im 

Detail. 

In Zeiten des akuten Fachkräftemangels fordert die komba gewerkschaft nrw schon lange 

eine spürbare Attraktivitätssteigerung und die Modernisierung von Aufstiegswegen. Dass 

leistungsstarken Kolleg*innen hierüber ein verlässlicher, moderner Pfad über ein – aus-

drücklich auch berufsbegleitend mögliches – Masterstudium in den höheren Dienst geebnet 

wird, setzt ein richtiges Zeichen zur Personalentwicklung und Mitarbeiterbindung.  

Auch die explizite Verankerung, dass Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung bei der Berechnung 

der Erprobungszeit in vollem Umfang zählen, wird als starkes und notwendiges Signal für 

die Gleichstellung und die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf gewertet. 

Dennoch sieht die komba gewerkschaft nrw bei den konkreten Ausgestaltungen erhebli-

chen Nachbesserungsbedarf und rechtliche Risiken für die Beamt*innen. Massiver Wider-

stand regt sich gegen die Regelung, dass die Erprobungszeit bis auf die doppelte Dauer ver-

längert werden kann. Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw führt diese Option zu einer 

unzumutbaren Rechtsunsicherheit; eine reguläre Frist von zehn Monaten muss ausreichen, 

um die Eignung verlässlich festzustellen. 

 

Artikel 9: Änderung der Arbeitszeitverordnung 

Zu Art. 9 Nr. 1 Lebensarbeitszeitkonto: 

Die Einführung des Lebensarbeitszeitkontos in NRW, wie oben schon ausgeführt, wird von 

der komba gewerkschaft nrw als längst überfälliger "erster Schritt zur spürbaren Entlas-

tung" begrüßt, betrachtet die Ausgestaltung der Regelung aber kritisch. 

Die Gutschrift der 41. Wochenstunde auf einem Lebensarbeitszeitkonto ist für die komba 

gewerkschaft nrw ein wichtiges Signal. Jahrelang wurde diese zusätzliche Stunde ohne Ge-

genleistung von den Beamt*innen eingefordert. 

Die Stunden können gezielt für eine vollständige Freistellung direkt vor dem Ruhestand an-

gespart werden. 

Es verbleibt weiterhin bei einer 41-Stundenwoche. Das Ansparen löst nicht das Grundprob-

lem, dass die wöchentliche Arbeitszeit für Beamt*innen in Nordrhein-Westfalen zu hoch ist. 

Die komba gewerkschaft nrw fordert weiterhin eine grundsätzliche Absenkung auf 39 Stun-

den. Ferner sollte die wöchentliche Arbeitszeit für Beamt*innen mit Kinderbetreuung um 

eine weitere Stunde gesenkt werden. 
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Der Verfall der Gutschrift bei langer Krankheit (ab der siebten Woche) stößt auf scharfen Wi-

derspruch. Wer ohnehin gesundheitlich belastet ist, wird hier doppelt bestraft. 

Die komplexen Anspar- und Anrechnungsregeln (insbesondere bei Teilzeit) machen das Ge-

setz unnötig kompliziert und unübersichtlich. 

Zu Art. 9 Nr. 2 Dienstbefreiung bei Wechselschichtdienst und Schichtdienst: 

Die Änderungen stellen im Vergleich zum bisherigen Recht Verbesserung für die Beamt*in-

nen dar. Das neue Recht vereinfacht die Gewährung von Entlastungstagen und schafft eine 

transparente, unbürokratische Basis für die Dienstbefreiung.  

Bisher war der Anspruch auf Zusatzurlaub wegen Schicht- oder Wechselschichtdienst oft di-

rekt an den gleichzeitigen Bezug einer finanziellen Erschwerniszulage gekoppelt, was in der 

Praxis regelmäßig zu rechtlichen Streitigkeiten führte – beispielsweise, wenn Beamt*innen 

durch Krankheit oder Fortbildung die strengen Zulagen-Voraussetzungen für einen be-

stimmten Monat verfehlten.  

Die neue Regelung führt eine klare Zeitkomponente ein. Wer im Wechselschichtdienst ar-

beitet und dabei innerhalb von fünf Wochen durchschnittlich mindestens 40 Dienststunden 

in der planmäßigen Nachtschicht leistet, erhält nun verlässlich für je zwei zusammenhän-

gende Monate einen vollen Arbeitstag Dienstbefreiung. 

Eine wesentliche Verbesserung zeigt sich zudem im regulären Schichtdienst ohne ständigen 

Nachtwechsel. Für diese Beamt*innen wird nun eine feste Freistellungsquote von einem Ar-

beitstag für je vier zusammenhängende Monate etabliert. Da das alte Recht vor allem den 

gesundheitlich besonders belastenden Wechselschichtdienst privilegierte, profitieren nor-

male Schichtdienstleistende von dieser Neuerung erheblich.  

Durch die präzisen Vorgaben sinkt der bürokratische Aufwand bei der Beantragung spürbar, 

während die gesundheitlichen Belastungen des unregelmäßigen Dienstes verlässlicher mit 

zusätzlicher Freizeit honoriert werden. 

 

Artikel 11: Änderung der Arbeitszeitverordnung Feuerwehr 

Die entsprechende Einbeziehung der Feuerwehrbeamt*innen in das Lebensarbeitszeit-

konto begrüßt die komba gewerkschaft nrw ausdrücklich. Der Entwurf sieht insoweit vor, 

dass die Regelungen zum Lebensarbeitszeitkonto nach § 2a Arbeitszeitverordnung auch für 

Beamtinnen des feuerwehrtechnischen Dienstes in Schichten unter Einschluss von Bereit-

schaftszeiten entsprechend gelten. Gerade weil viele Feuerwehrbeamt*innen im Einsatz-

dienst regelmäßig im 24-Stunden-Dienst und mit einer deutlich höheren Wochenarbeitszeit 

als 41 Stunden eingesetzt werden, darf es jedoch nicht bei einer bloßen Übertragung der 

allgemeinen Ein-Stunden-Regelung bleiben. Die komba gewerkschaft nrw fordert daher, für 

diesen Personenkreis mindestens zwei Stunden pro Woche dem Lebensarbeitszeitkonto 

gutzuschreiben. Dies wäre ein sachgerechter Ausgleich für die besonderen Belastungen des 

feuerwehrtechnischen Dienstes und zugleich ein notwendiges Signal der Wertschätzung.  
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Artikel 14: Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen (Erschwerniszu-

lagenverordnung – EZulVO) 

Zu Art. 14 § 3: Allgemeine Voraussetzungen 

Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw ist die Regelung zu § 3 Abs. 2 Nr. 3 und 4 EZulVO-E 

klarstellungsbedürftig. Der Entwurf benennt Samstage vor Ostern und Pfingsten sowie den 

24. und 31. Dezember ausdrücklich nur für den Zeitraum von 12 bis 20 Uhr. Für die Nachtzeit 

von 20 bis 6 Uhr verweist die nachfolgende Nummer 4 auf „die übrigen Tage“. Diese Formu-

lierung kann missverstanden werden, obwohl § 4 EZulVO-E und die Gesetzesbegründung 

erkennen lassen, dass ab 20 Uhr die Nachtzulage greifen soll. Zur Vermeidung von Ausle-

gungs- und Abrechnungsproblemen sollte im Normtext ausdrücklich klargestellt werden, 

dass auch an den in § 3 Abs. 2 Nr. 3 genannten Tagen ab 20 Uhr die Nachtzulage für Dienst 

zu ungünstigen Zeiten gewährt wird. 

Zu Art. 14 § 4: Höhe und Berechnung der Zulage 

Die moderate Erhöhung der Zulage wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Hier liegt aber auch der Fehler wie in § 3 vor. 

 

Artikel 19: Änderung der Beihilfenverordnung NRW 

Zu Art. 19 Nr. 1  Beihilfeberechtigte Personen: 

Die Gewährung von Beihilfen von 70 % während der Elternzeit als Beurlaubung ohne Dienst-

bezüge wird von der komba gewerkschaft nrw positiv bewertet. 

Zu Art. 19 Nr. 5 Kostendämpfungspauschale: 

Hier wird auf die Ausführungen zu Art. 1 verwiesen. 

Zu Art. 19 Nr. 6 Verfahren: 

Die komba gewerkschaft nrw bewertet diese Änderung der BVO NRW als wichtigen und 

überfälligen Schritt zur Verbesserung der Fürsorge für die Beamt*innen und Versorgungs-

empfänger*innen des Landes.  

Aus Sicht der komba gewerkschaft nrw ist die Neuregelung eine Entlastung der Kolleg*in-

nen in Akutsituationen. Schwere Krankheits- oder Pflegefälle bedeuten für Betroffene und 

deren Familien ohnehin eine enorme psychische und physische Belastung. Die künftige An-

laufstelle, die auch als Lotse fungieren soll, beendet das oft zermürbende Zuständigkeits-

Vakuum zwischen Beihilfestellen, privaten Krankenversicherungen und Trägern von Sozial-

leistungen. 

Die explizite Verankerung der Aufgaben in den Nummern 1 bis 5 hebt das Beihilfeverfahren 

aus einer rein bürokratischen Antragsprüfung auf die Ebene echter Fürsorge: 

• Prävention und Erkennung (Nr. 1):  

Der individuelle Unterstützungsbedarf wird frühzeitig und fachgerecht ermittelt. 
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• Sicherung von Rechtsansprüchen (Nr. 2 und 3):  

Die Begleitung stellt sicher, dass zustehende Leistungen der verschiedenen Träger 

schnell und aufeinander abgestimmt fließen. Keine Leistung darf wegen bürokratischer 

Hürden ungenutzt bleiben. 

Trotz der ausdrücklich positiven Bewertung mahnt die komba gewerkschaft nrw an, dass 

dieses Fallmanagement nur so gut sein kann wie seine personelle Ausstattung. 

Ein qualifiziertes Fallmanagement erfordert Zeit und geschultes Personal. Die Dienstherren 

müssen sicherstellen, dass für diese neuen, beratungsintensiven Aufgaben zusätzliche Plan-

stellen geschaffen werden. Dies gilt insbesondere für den kommunalen Bereich. 

Eine bloße Aufgabenverlagerung auf den vorhandenen Personalkörper würde zu Lasten der 

ohnehin stark belasteten Beschäftigten in den Beihilfestellen gehen und letztlich zu Verzö-

gerungen bei den Bearbeitungszeiten führe 

Das eingesetzte Personal muss umfassend im Bereich des Sozial- und Versicherungsrechts 

geschult werden, um der geforderten Lotsenfunktion gerecht zu werden. 

Zu den übrigen Änderungen wird nicht besonders Stellung genommen. 

 

Köln, 26.05.2026 

 

   

gez. Sandra van Heemskerk   gez. Frank Meyers 

Landesvorsitzende    Landesvorsitzender 


